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Im Zweifel
liberal

Es sollte die Revo-
lution werden. Ei-
nen Sonderpar-

teitag einberufen, Phil-
ipp Rösler abwählen,
Rainer Brüderle zum
neuen Vorsitzenden aus-
rufen. Und alles wäre
gut. So dachten viele in
der FDP. Doch es kam anders. Nun
wird am Wochenende in Berlin die
Konterrevolution kodifiziert. Das
liberale Ancien Régime, das noch
keine zwei Jahre alt ist, lässt sich
bestätigen. Nicht jedem Beinahe-
Aufrührer dagegen ist die Wieder-
wahl in die Parteispitze sicher.
Und dann? Geht das Zittern weiter
– bis zur Bundestagswahl im
Herbst.

Hätte man sich das ganze Thea-
ter also schenken, den neuen wie
alten Vorsitzenden gleich so unter-
stützen können, wie es einer Partei
geziemt, die ums Überleben
kämpft? Sicher. Aber so funktio-
nieren Parteien nicht. Manchmal

muss eine Sache ausgefochten
werden. Philipp Rösler hat in Nie-
dersachsen gezeigt, dass er nicht
schlechter gute Wahlergebnisse
erzielen kann als Wolfgang Kubi-
cki in Kiel oder Christian Lindner
in Düsseldorf. Seine Konkurrenz
musste obendrein zur Kenntnis
nehmen, dass er es nicht nur fertig-
bringt, Angela Merkel bei der
Wahl des Bundespräsidenten aus-
zutricksen, sondern auch den
Machtkampf in der eigenen Partei
zu gewinnen. Vorerst jedenfalls.

Nach den Sommerferien läuft
alles auf einen Richtungswahl-
kampf hinaus. Schwarz-Gelb oder
Rot-Grün. Diese Ausgangslage ist
gut für die FDP. Wir oder die oder
das Chaos oder gar der Tod – das
lässt die Lager zusammenrücken.
Rechts wie links. Sicher, wir ha-
ben nicht wirklich viel geliefert,
werden in diesem Jahr die Libera-
len ihren enttäuschten Anhängern
sagen. Aber wollt ihr euch deswe-
gen den Grünen und womöglich

THOMAS.KROETER@MDS.DE
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Die FDP ist Mehrheitsbeschafferin – Ihre
politische Offenheit ist dabei von Nutzen
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der Linken ausliefern?
Wollt ihr einen Spitzen-
steuersatz von 75 Prozent
wie in Frankreich? In
diesem neuen Design
lässt sich sogar die abge-
griffene Steuersenkungs-
karte aus dem Wahl-
kampf 2005 wieder mit

Aussicht auf Erfolg ausspielen.
Den gesellschaftspolitisch Auf-

geschlosseneren im bürgerlichen
Lager haben die Unionsparteien
ein frühes Zweitstimmen-Argu-
ment geliefert. Ihr Nein zur
Gleichstellung der gleichge-
schlechtlichen Partnerschaften
unterstreicht die Notwendigkeit
der FDP in einem bürgerlichen
Regierungsbündnis. Dass es an-
sonsten vernünftig zugeht, dafür
wird Angela Merkel schon sorgen
– was die liberalen Wahlkämpfer
aber höchstens denken, niemals
aussprechen werden.

Auch diese strategische Lage
macht aus Philipp Rösler noch kei-
nen FDP-Vorsitzenden, der es mit
Otto Graf Lambsdorff, Hans-Diet-
rich Genscher oder auch nur Gui-
do Westerwelle aufnehmen könn-
te. Aber wie viele Männer dieses
Formats haben die FDP in ihrer
Geschichte geführt? Der Verein ist
erstaunlich zäh – nicht obwohl,
sondern womöglich gerade weil es
ihm immer wieder an dauerhafter
inhaltlicher Substanz fehlt. Dieses
politische Gefäß kann daher bei
Bedarf neu gefüllt werden, so dass
es mal besser zur einen oder zur
anderen Volkspartei passt. Das
Etikett vorne drauf ist jedenfalls
erkenntlich geblieben: eher für die
nicht nur wirtschaftlich verstande-
ne Freiheit. So wie die CDU als
eher konservativ, die SPD als sozi-
al und die Grünen als ökologisch
orientiert im Gedächtnis bleiben.

Eine Regierung unter Aus-
schluss von SPD und Grünen gibt
es jedenfalls nur, wenn die FDP
stark genug wird. Die Union sorgt,
dank Angela Merkel, gerade ganz
gut für sich selbst. Anders, als
wohl oder übel meinende Kritiker
und manchmal die Liberalen sich
selbst es wünschen, werden sie als
das überleben, was sie in der Ge-
schichte der Bundesrepublik im-
mer waren: eine Funktionspartei,
die entweder die Rechten etwas
weniger rechts oder die Linken et-
was weniger links regieren lässt.

Alles läuft
auf einen
Richtungswahlkampf
hinaus. Schwarz-Gelb
oder Rot-Grün.
Diese Ausgangslage
ist gut für die FDP

Barbara Steffens hat sich viel
vorgenommen. Die nord-
rhein-westfälische Ge-

sundheitsministerin will das Pfle-
gesystem grundlegend umbauen.
Grundsätzlich ist dieses Vorhaben
richtig. Immer mehr Menschen
werden im Alter zu Pflegefällen.
Es fehlen aber die materiellen und
personellen Ressourcen, sie zu be-
treuen.

Die Grünen-Politikerin geht da-
bei von der richtigen These aus,
mehr auf Prävention zu setzen. Je
später Ältere auf fremde Hilfe an-
gewiesen sind, umso besser ist es
vor allem für sie selber, aber auch
für das System. Ambulanten
Diensten räumt die Ministerin da-
bei vernünftigerweise eine Schlüs-
selrolle ein. Solche Hilfsangebote
sind bei Betroffenen verständli-

VON GÜNTHER M. WIEDEMANN
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cherweise beliebter als die Betreu-
ung in einem Heim. Und kosten-
günstiger sind sie obendrein.

Die Pläne für neue ambulant be-
treute Pflegewohngemeinschaften
bergen allerdings die Gefahr, dass
durch die Hintertür eine „Pflege
light“ eingeführt wird. Die Minis-
terin will keine neuen Heime und
verteidigt dies mit den Wünschen
der Älteren. Wenn Pflegebedürfti-
ge aber allein deshalb mit wild-
fremden Menschen in solche
Wohngemeinschaften mit weniger
Fachpersonal ziehen müssen, weil
Heimplätze fehlen, dann ist das
keine gute Entwicklung. Deshalb
muss an der Ausgestaltung der ge-
planten Pflegewohngemeinschaf-
ten gearbeitet werden. Und die
Absage an neue Heime gehört auf
den Prüfstand.

NRW will Pflege für Ältere grundlegend umbauen

Keine Pflege light
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GASTBEITRAG
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Wo bleibt die Agenda 2020?
Die Hartz-Gesetze sind auch zehn Jahre nach der Brandrede von Kanzler
Schröder umstritten – dabei bräuchten wir längst eine Ergänzung
VON KLAUS F. ZIMMERMANN

Deutschland im März 2013:
Zehn Jahre nach Gerhard
Schröders berühmter

Agenda-Rede „Mut zur Verände-
rung“ sind wir selbstzufrieden ge-
worden. Doch trotz der nur auf den
ersten Blick positiven Kennziffern
(wirtschaftliches Wachstum, Ar-
beitsmarktentwicklung, Lage der
öffentlichen Haushalte und Sozi-
alkassen) ist das so strahlend er-
scheinende „neue deutsche Wirt-
schaftswunder“
keineswegs un-
verwundbar. Zu
Recht hat die
OECD kürzlich
in ihrer Länder-
studie „Going
for Growth“ da-
vor gewarnt, dass Deutschland
„reformmüde“ geworden sei.

Solche Wertungen müssen uns
wachrütteln. Denn die Gefahr ist
groß, dass jetzt wieder viel verlo-
ren geht von jener Dynamik, die
die „Agenda 2010“ über das letzte
Jahrzehnt entfesselt hat. Am 14.
März 2003 hatte Bundeskanzler
Gerhard Schröder für ein verän-
dertes Bewusstsein in der Arbeits-
marktpolitik geworben. Er forder-
te mehr Eigenverantwortung und
mehr Eigenleistung von den Ein-
zelnen bei der Suche nach ange-
messener Beschäftigung. „För-
dern und Fordern“ wurde zur Leit-
linie des eingeleiteten Reformpro-
zesses. Das neue Credo war die
Aufnahme von Arbeit, statt die

Ruhigstellung in Förderprogram-
men.

Dieser Lösungsansatz führte
Deutschland aus einer schweren
wirtschaftlichen Krise mit Re-
kordarbeitslosigkeit heraus. Zwar
bis heute heftig umstritten, hat die
Agenda-Politik den Wirtschafts-
standort Deutschland nicht nur
ökonomisch effizienter gemacht,
sondern auch chancengerechter
und sozial sicherer. So ist es
Deutschland als einzigem Land
der Europäischen Union gelun-

gen, von 2007 bis 2012 die Er-
werbslosigkeit deutlich zu senken
und die Zahl der Beschäftigten auf
ein neues Rekordniveau zu stei-
gern. Flexiblere Beschäftigungs-
modelle haben daran einen wichti-
gen Anteil. Aber dennoch sind die
meisten der neuen Stellen durch
reguläre sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigungsverhält-
nisse entstanden.

Als wichtigste Erfahrung bleibt:
Politik kann Wirklichkeit nachhal-
tig verändern, wenn sie trotz aller
Kompromissnotwendigkeiten mit
Mut und Konsequenz an den gro-
ßen Zielen festhält.

Der eigentliche Erfolg der
„Agenda 2010“ liegt darin, dass es
gelungen ist, unser Land mit die-

sem Programm an die veränderte
Wirklichkeit einer globalisierten
Welt heranzuführen. Insofern war
diese politische Strategie auch
kein „Angriff auf den Sozialstaat“,
sondern im Gegenteil der Versuch,
angesichts weltweit veränderter
Rahmenbedingungen größere Fle-
xibilität mit einem hohen Maß an
sozialer Sicherheit zu verbinden.
Zehn Jahre nach der Formulierung
der „Agenda 2010“ ist es jetzt an
der Zeit, ein neues Kapitel aufzu-
schlagen. Leitgedanke einer sol-

chen „Agenda
2020“ muss es
sein, Deutsch-
lands Wirt-
schaft, Arbeits-
markt und Ge-
sellschaft de-
mografiefest zu

machen. Denn dies ist unsere
Achillesferse für künftiges
Wachstum, Wohlstand, soziale Si-
cherheit, die uns lange bevor 2020
zu schmerzen beginnen wird.

Dies erfordert allerdings erneut
den Mut, mit mancherlei Tabus zu
brechen: Unser Bildungssystem
schafft keine ausreichende Chan-
cengerechtigkeit. Die Familienpo-
litik muss die Kinderbetreuung so
organisieren und die steuerlichen
Anreize so setzen, dass Berufstä-
tigkeit familiengerecht möglich
ist. Wir brauchen die qualifizier-
ten Frauen für Führungspositio-
nen in Wirtschaft und Gesell-
schaft. Die älteren Arbeitnehmer
wollen Respekt und ihren Anteil
am Arbeitsmarkt der Zukunft. Wir
müssen ethnische Vielfalt jenseits
von Integration zulassen und be-
nötigen eine am Arbeitskräftebe-
darf orientierte Steuerung der Zu-
wanderung und in der Konsequenz
auch ein neues Einbürgerungs-
recht.

Diejenigen, die sich heute auf
die „Agenda 2010“ berufen und
deren Erfolge rühmen, wären
glaubwürdiger, wenn sie sich zu-
gleich für eine solche mutige Fort-
schreibung engagieren könnten.
Für die Regierungserklärung nach
den Wahlen vom 22. September ist
dies eine Notwendigkeit. Erst
wenn von dort das Signal ausgeht:
„Fortsetzung folgt“, haben Politik
und Gesellschaft letztlich das
Kernanliegen der „Agenda 2010“
verstanden: Mut zur Veränderung!

Ein solcher neuer konzeptionel-
ler Kraftakt ist auch im europäi-
schen Interesse. Denn dieses Eu-
ropa braucht dringend Führung
durch Taten – nicht durch eine Po-
litik, die sich selbstzufrieden gibt
und anderen als Lehrmeister er-
scheint.

„Mut zum Frieden und zurVeränderung“ stand über der Regierungser-
klärung von Bundeskanzler Schröder am 14. 3. 2003. BILD: DPA

Chavez’ Nachfolger steht
vor großen Aufgaben, das
Land vor dem Neubeginn

PRESSESCHAU

•• ••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••

AMSTERDAM Seine Politik hat
lateinamerikanische Führungsper-
sönlichkeiten inspiriert, aber all-
mählich verlor die von Chavez an-
geführte „Bolivarische Revoluti-
on“ ihren Glanz. Der sozialisti-
sche Präsident änderte via Refe-
rendum die Verfassung, um an der
Macht bleiben zu können. Er nahm
die Medien in die Zange und
zwang die Justiz ins Joch. Vene-
zuelas Außenpolitik verkam zu ei-
ner Karikatur: Wer der FeindAme-
rikas war, wurde automatisch der
Freund Venezuelas.

LONDON Länder wie Brasilien,
Chile und Uruguay haben die Mi-
litärdiktatur hinter sich gelassen
und sind zu stabilen, gut regierten
Demokratien geworden. Dort wur-
den soziale Reformen und die
Marktwirtschaft eingeführt, und
die Regierungen haben sich an
Verfassungsgrundsätze gehalten.
Venezuela ist populistisch, antika-
pitalistisch und autoritär gewor-
den.

MOSKAU Der Tod von Chavez ist
eine Zäsur im Verhältnis Russ-
lands zu Lateinamerika. Egal, wie
der Nachfolger des „Comandante“
heißen mag: Er wird kaum an je-
nem leidenschaftlichen Antiame-
rikanismus festhalten, nach dem
sich Chavez zeitlebens richtete.
Caracas, der bisher enge Partner
Moskaus, wird nun wohl engere
Bande mit Washington knüpfen.

Innerhalb von 30 Tagen sollen
Wahlen stattfinden. (...) In den
nächsten Wochen wird sich zei-
gen, ob die Chavistas die Reihen
vor dem Wahltermin schließen
können oder ob Ansprüche und
Machtgelüste Einzelner obsiegen.
Dem Nachfolger des verstorbenen
Präsidenten, wer es auch immer
sei, steht am Ende der Ära Chavez
eine große Aufgabe bevor – und
dem Land ein harter Neubeginn.
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Professor Dr. Klaus F. Zimmermann ist Direktor des

Instituts zur Zukunft der Arbeit (IZA) in Bonn, das

wichtige Teile der Arbeitsmarktreformen der „Agen-

da 2010“ wissenschaftlich begleitet hat.

VON THOMAS
KRÖTER
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